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Vorwort. 


Den Blick nach rückwärts richtend, ſehen wir ein 
weites, ſich über den ganzen Erdball erſtreckendes Schlacht- 
feld, das von den Kriegsfurien beherrſcht wird, und deren 
Sklaven wir ſchwache Menſchen ſind; ſchwach deshalb, 
weil es uns in Jahrtauſenden nicht gelungen iſt, uns 
gegen dieſe jo ungeheure Opfer fordernde Knechtſchaft auf- 
zulehnen! Wird uns dies überhaupt jemals gelingen? 
Freiherr v. d. Goltz ſchreibt in ſeinem Werke über das 
„Volk in Waffen“: Solange die Völker nach irdiſchem 
Gut ſtreben, ſolange ihre Sorge darauf ausgeht, ihrem 
Nachwuchs das zu ſeiner Entwicklung, Sicherheit und 
Anſehen erforderliche Terrain zu behaupten, ſolange ſie 
von großen Männern und Denkern zur Verwirklichung 
politiſcher und kulturhiſtoriſcher Ideale über die Schranken 
der alltäglichen Lebensbedürfniſſe hinaus geleitet werden, 
ſolange wird es auch Kriege geben . .. Der Krieg iſt 
das Los der Menſchheit und das unvermeidliche Geſchick 
der Völker. Ein ewiger Friede iſt den Sterblichen in 
dieſem Leben nicht vergönnt. — Andererſeits allerdings 
glaubt ſo mancher den Tag nicht mehr fern, wo der 
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Krieg ein überwundener Standpunkt fein, wo dieſes 
barbariſche Kampfmittel ſein Daſein verloren haben wird, 
das ja nichts anderes iſt, als nur eine blutige Probe auf 
die höhere Kraft, der ſich überall und immer, wenn ſie 
ſich als ſolche erwieſen hat, der Schwächere fügen muß, 
mag er auch noch ſo ſehr im Recht ſein. 

Wenngleich aber auch in unſerer gärenden, nach Um⸗ 
geſtaltung auf mannigfachen Gebieten ringenden Zeit ſo 
viel auf den kommenden ewigen Frieden gebaut wird: 
Vorerſt haben wir ihn noch nicht! Und deshalb 
werden wir wohl gut daran tun, unſer Augenmerk zu⸗ 
nächſt noch darauf zu richten, wenigſtens die ſchrecklichen 
Folgen eines etwa kommenden Krieges nach Möglichkeit 
zu mildern, indem wir namentlich auch auf eine gute 
Verſorgung der Kriegsdienſtpflichtigen bezw. ihrer Hinter⸗ 
bliebenen bedacht ſind. 

In vorliegender Abhandlung habe ich nun verſucht, 
zunächſt zu zeigen, in welcher Weiſe bisher für dieſe 
Leute geſorgt wurde und geſorgt wird, und dann vor 
allem, ob und inwieweit eine Verbeſſerung der getroffenen 
Maßnahmen erreicht werden kann. Da mir bei Aus⸗ 
arbeitung dieſer Diſſertation mein hochverehrter Herr 
Profeſſor Dr. v. Eheberg in Erlangen ſtets jo über⸗ 
aus wohlwollend entgegenkam, jo möchte ich nicht ver- 
fehlen, ihm auch an diefer Stelle nochmals meinen herz⸗ 
lichen Dank auszuſprechen. 


Erſter Teil. 


Die Behandlung des Kriegsriſikos 
ſeitens der deutſchen Lebensverſicherungs⸗ 
geſellſchaften.“ 

Große Ereigniſſe auf politiſchem Gebiete pflegen 
ihre Wirkung ſtets auch auf dem wirtſchaftlichen Gebiete 
zu äußern. Mit dem Ausbruch eines Krieges treten in 
den Erwerbsverhältniſſen vieler Beteiligter Störungen 
ein, Handel und Verkehr geraten mehr oder weniger ins 
Stocken und an den Börſen wie auf den großen Waren⸗ 
märkten macht ſich eine Entmutigung fühlbar, die von 
neuen Unternehmungen abhält und für die beſtehenden 
Beſchränkung gebietet. Das ganze wirtſchaftliche Leben 
des Volkes wird dadurch angegriffen und von dieſem 
Einfluß bleiben auch die Lebensverſicherungsgeſellſchaften 
nicht unberührt; denn für ihr Gedeihen ſind friedliche 


) Die in dieſem Teil gemachten Angaben find, ſoweit nichts 
anderes bemerkt iſt, den Rechenſchafts⸗ (bezw. Geſchäfts⸗ berichten, ſowie 
den Verſicherungsbedingungen und den Satzungen (bezw. Statuten) der 
betreffenden Geſellſchaften entnommen. 
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Zuſtände die erſten Bedingungen. Weil nun die augen- 
blicklich zu bringenden Opfer und die drohenden Gefahren 
die Aufmerkſamkeit der Menſchen für das Intereſſe der 
Gegenwart zu ſehr in Anſpruch nehmen, als daß ſie ſich 
in beſonderem Grade noch der Sorge für eine ferne 
Zukunft, wie ſie durch die Lebensverſicherung geübt wird, 
zuwenden könnten, tritt zunächſt auch bei jedem Kriege 
eine Verminderung des Zugangs an neuen Verſicherungen | 
ein. Ferner aber machen kriegeriſche Ereigniſſe ihren 
Einfluß auf das Lebensverſicherungsgeſchäft vor allem 
dadurch geltend, daß ſie den Abgang an beſtehenden Ver⸗ 
ſicherungen vermehren, und zwar ſowohl den Abgang bei 
Lebzeiten wie denjenigen durch Todesfälle, der erſtere 
in der Regel durch ſchlechte finanzielle Verhältniſſe ſeitens 
der Verſicherten bewirkt, der letztere durch die Opfer an 
Menſchenleben hervorgebracht. 


Da die Verſicherten einer Lebensverſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft, ſoweit ſie am Kriege teilnehmen, einer bedeutend 
höheren Sterblichkeit unterliegen als unter normalen Ver⸗ 
hältniſſen in Friedenszeiten) wie fie in den Rechnungs⸗ 
grundlagen der genannten Inſtitute angenommen ſind, ſo 
wurden früher beim Ausbruch eines Krieges die Ver⸗ 
ſicherungen ſolcher Perſonen, die Kriegsdienſte zu leiſten 


1) Nach einer Angabe in der Zeitſchr. des Kgl. Preuß. Statiſt. 
Bureaus Jahrg. 1872 einerſeits und der „Sterbetafel (MI) der 23 
deutſchen Geſellſchaften“ andererſeits, welch letzterer Männer zugrunde 
gelegt ſind, die mit vollſtändiger ärztlicher Unterſuchung bei den Lebens⸗ 
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hatten, gewöhnlich aufgehoben (teilweiſe ohne jede Ent⸗ 
ſchädigung), oder wenigſtens während der Dauer des 
Krieges ſuspendiert. 

Die erſte Geſellſchaft, welche ſich zur übernahme des 
Kriegsriſikos, d. i. zum Einſchluß der Gefahr des Todes 
im Kriege oder infolge desſelben, bereit erklärt hat, dürfte 
die Berliniſche AG.“) geweſen ſein. Dieſelbe hatte 
ſchon im Jahre 1836 in ihren Geſchäftsplan die Be⸗ 
ſtimmung aufgenommen, daß verſicherten Militärperſonen 
im Kriegsfalle die Ausdehnung ihrer Verſicherung auf 
die Kriegsgefahr gegen Entrichtung einer „nach loyalen 
Grundſätzen“ zu beſtimmenden Zuſatzprämie geſtattet 
werden kann. Die Concordia AG. in Köln übernahm 
ſeit 1854 die Kriegsverſicherung für Wehrpflichtige ohne 
Zuſchlagsprämie, wenn ſie bereits 5 Jahre verſichert 
waren, und dieſem Beiſpiel folgten einige andere Geſell⸗ 
ſchaften, jedoch meiſt mit Beſchränkung der Verſicherungs⸗ 


verſicherungsgeſellſchaften zur normalen Prämie Aufnahme gefunden. 
haben, erhält man folgende Gegenüberſtellung: 
Die Mehrſterblichkeit 


im Kriege von 1870/71 
betrug alſo etwa 


; Die Sterblichkeit nach der 
Von je 1000 Lebenden ſtarben Sterbetafel (I) beträgt i 

. gt in 

im Feldzuge 1870/71 der Altersklaſſe 


Generale. . 46,15 50-70 35,34 10,81 
Stabsoffiziere. . 96,29 30— 50 11,64 84,65 
Hauptleute 

und Rittmeiſter 78,99 30—40 9,20 69,79 
Leutnants. . 80,52 20-30 6,57 73,95 
Unteroffiziere und 

Mannſchaften . 31,17 20-35 7,13 24,04 


) AG. zur Abkürzung für Lebensverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft; 
a. G. zur Abkürzung für Lebensverſicherungsgeſellſchaft auf Gegenſeitigkeit. 
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ſumme. Die Kriegsbefürchtungen des Jahres 1859 hatten 
alsdann weiteren Geſellſchaften die Frage nahe gelegt, 
ob und unter welchen Bedingungen den Offizieren und 
Mannſchaften Verſicherung gegen Kriegsgefahr gewährt 
werden könne; noch mehr war dies 1866 der Fall. Der 
Krieg von 1870 fand, ſo überraſchend plötzlich er auch 
hereinbrach, die Lebensverſicherungsanſtalten nicht un⸗ 
vorbereitet vor. Schon mit der Einführung der all⸗ 
gemeinen Wehrpflicht ſchien es nicht länger verträglich, 
die Bedingungen, wonach durch aktiven Kriegsdienſt die 
Verſicherung ihre Gültigkeit verliert, noch weiter bei⸗ 
zubehalten und ſo wurde auch, wenigſtens von den 
älteren und leiſtungsfähigeren Geſellſchaften, in dieſem 
Kriege das Riſiko gegen entſprechende Zuſchlagsprämie 
übernommen, wobei, um ungünſtigen Chancen keinen zu 
weiten Spielraum zu geſtatten, zur weiteren Sicherheit 
noch das ſonſt übliche Maximum, d. h. die höchſt zu⸗ 
läſſige Verſicherungsſumme reduziert wurde. Einige Ge⸗ 
ſellſchaften wie die Viktoria AG. zu Berlin, der 
Nordſtern AG. zu Berlin, die Iduna a. G. in Halle 
konnten ſich jedoch auch damals mangels ausreichender 
Anhaltspunkte in betreff der Bemeſſung der Extra⸗ 
prämien noch nicht zur übernahme des Riſikos ent⸗ 
ſchließen. Dieſe Geſellſchaften haben die abgeſchloſſenen 
Verſicherungen von Militärperſonen, welche zur Teilnahme 
am Kriege verpflichtet waren, ſuspendiert oder die Ver⸗ 
ſicherung aufgehoben. Im letzteren Falle wurde dem 
Verſicherten in der Regel die event. vorausbezahlten 
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Prämien, ſowie die für ihn angeſammelte Reſerve) er- 
ſtattet. 

Die Erfahrungen, welche die erſteren Geſellſchaften 
1866 und 1870/71 gemacht haben, waren befriedigende. 
Es hatten gegen Kriegsgefahr Verſicherungen abgeſchloſſen: 


Jahr Geſellſchaft Perſonen ee 

1866 Berliniſche AG. 132 711300 Mk. 
Lübecker AG. 84 361800 „ 
Stuttgarter a. G. 40 190541002, 

1870/71 Leipziger a. ©. 336 2 

Gothaer a. G. 195 1145 400 Mk. 
Lübecker AG. 16% 884 
Berliniſche AG. 138 965 400 „ 
Stuttgarter a. G. 70 194670 „ 
Karlsruher a. G. 66 345670 „ 


) Bei den Hauptformen der Lebensverſicherung: der Kapital- 
verſicherung auf den Todesfall, ſowie der gemiſchten Verſicherung auf 
den Todesfall und Erreichung eines beſtimmten Alters, verbindet ſich 
mit dem Verſicherungsvertrag eine Spareinrichtung. Es wird eine 
gleichbleibende Prämie berechnet, die den Charakter einer Durchſchnitts⸗ 
prämie hat, indem ſie zunächſt während einer Reihe von Jahren höher 
iſt als die der Sterbenswahrſcheinlichkeit in dieſen Jahren entſprechende 
natürliche Riſikoprämie, während dieſe in den ſpäteren Jahren die gleich- 
bleibende Prämie mehr und mehr überſteigt. Die anfänglichen Über- 
ſchüſſe der gezahlten Prämien über die Riſikoprämie werden mit Zinſes⸗ 
zinſen angeſammelt; jedoch iſt dabei nicht ein einzelner Verſicherter, ſondern 
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Die Anzahl der Gefallenen oder infolge des Kriegs- 
dienſtes Geſtorbenen und die zu leiſtenden Entſchädigungen 
betrugen für dieſe Geſellſchaften: 


Jahr Geſellſchaft Perſonen ee 
1866 Berliniſche AG. 2 4500 ME. 
Lübecker AG. 1 6000 „ 
| Stuttgarter a. G. 0 ae, 
1870/71| Leipziger a. G. 14 | 29592 
Gothaer a. G. 10 46500 „ 
Lübecker AG. | 12 30824 „ 

Berliniſche AG. ? 2 

Stuttgarter a. G. 2 5400 „ 
Karlsruher a. G. 5 13680 „ 


Wie aus vorſtehender Tabelle erſichtlich iſt, die aller⸗ 
dings keinen Anſpruch auf Vollſtändigkeit hat, aber die 
größten Geſellſchaften betrifft und daher maßgebend ſein 
dürfte, waren die zu zahlenden Summen durchweg von 
minimaler Bedeutung. Es haben ſich daher auch die er⸗ 
hobenen Zuſchläge mit einer einzigen Ausnahme als aus⸗ 


eine ganze größere Gruppe von Verſicherten desſelben Alters anzunehmen, 
deren Zahl durch Abſterben immer kleiner wird. Die früher Sterbenden 
erhalten dann das an Prämie zu viel Bezahlte nicht zurück, ſondern 
dieſes vererbt ſich gleichſam auf die Überlebenden. So entſteht die 
Prämienreſerve (kurz Reſerve), die auch Deckungskapital genannt wird 
(nach Lexis). 
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reichend erwieſen; nur die Leipziger a. G. hatte an 
Kriegsprämien 4689 Mk. zu wenig erhoben. 

Die Anzahl der Verſicherten, welche ſuspendierten, hat 
übrigens die Anzahl der Kriegsverſicherten bei weitem 
übertroffen; wie aus folgender Tabelle erſichtlich iſt, be⸗ 
trugen erſtere 1870/71 nahezu das Doppelte der letzteren. 
Es iſt dies eine nicht zu verwundernde Tatſache, wenn 
man beachtet, welche hohen Zuſchläge zum Teil von 
den Geſellſchaften gefordert wurden und dabei daran 
denkt, wie ſchwer es einem Verſicherten fallen muß, 
kurz vor dem Ausmarſch noch derartige außerordentliche 
Ausgaben zu beſtreiten. So hat z. B. die Stuttgarter 


Anzahl der gegen Anzahl der Kriegs⸗ 
Geſellſchaft | Kriegsgefahr ver⸗ beteiligten, welche 
ſicherten Perſonen ſuspendierten 

Lübecker AG. 1 322 
Stuttgarter a. G. 70 297 
Gothaer a. G. 195 265 
Berliniſche AG. 138 178 
Zuſammen 565 | 1062 


a. G. in den Kriegen von 1866 und 1870/71 für die 
Übernahme des Riſikos Extraprämien von 10% der Ver⸗ 
| ſicherungsſumme für Kombattanten und 5 % für Nicht⸗ 
fombattanten verlangt, wobei fie als Maximalſumme 
den Betrag von 12600 ME. feſtſetzte. Den 1866er Kriegs⸗ 
verſicherten wurde allerdings die halbe Kriegsprämie nach 
Friedensſchluß zurückbezahlt. Von den 1870 gegen Krieg 
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Hofmann. 
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Verſicherten kamen 11 überhaupt nicht zum Ausmarſch, 
dieſen wurde die Extraprämie voll, den übrigen der nicht- 
verbrauchte Teil der Kriegsprämien zurückvergütet. Unter 
Berückſichtigung dieſer Rückzahlungen ſtellte ſich 1870/71 
die Extraprämie auf 6 %⅝ für Kombattanten und 3% 
für Nichtkombattanten. Die Kriegsprämie, welche die 
Gothaer a. G. 1870/71 erhob (1866 hatte ſie das Kriegs⸗ 
riſiko noch nicht übernommen), betrug für Kombattanten 
6 %% der Verſicherungsſuumme und 4 % für Nicht⸗ 
kombattanten für die Dauer eines Jahres. Auch ſie hat 
nach Beendigung des Krieges etwa den vierten Teil 
der erhobenen Zuſchläge zurückerſtattet. Die Maximal⸗ 
verſicherungsſumme war auf 18000 Mk. feſtgeſetzt. 

So wie die Sterblichkeit unter den Verſicherten, welche 
Kriegsdienſt leiſteten, eine mäßige war und die bei Nor⸗ 
mierung der Kriegsprämien angenommenen Grenzen im 
allgemeinen nicht überſchritt, ſo zeigte ſich, daß auch die 
Geſundheit der überlebenden eine gute geblieben war. Es 
muß dies wenigſtens nach der geringen ſpäteren Sterblich⸗ 
keit unter den gegen Kriegsgefahr verſichert geweſenen 
Perſonen ſowie ganz beſonders nach den Beobachtungen 
an den ſuspendierten Verſicherungen angenommen werden. 
Bei der Gothaer a. G. z. B. mußte 1870/71 nur in 
einem einzigen Falle die Wiederbelebung einer ſolchen 
Verſicherung verſagt werden, weil die Geſundheit des 
Verſicherten durch den Kriedsdienſt weſentlichen Schaden 
gelitten hatte, in zwei Fällen machte ſich wegen vorüber⸗ 
gehender Beſchwerden ein Aufſchub für kurze Zeit nötig, 
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in 41 Fällen leiſteten die Verſicherten auf die Wieder⸗ 
belebung freiwillig Verzicht und zogen vor, die Verſicherung 
gegen Vergütung der darauf treffenden vollen Reſerve 
aufzugeben, in 249 Fällen aber wurde die Wiederbelebung 
bewirkt, nachdem durch ärztliches Zeugnis nachgewieſen 
worden war, daß die Geſundheit der betreffenden Ver⸗ 
ſicherten während des Krieges eine nachteilige Ver⸗ 
änderung nicht erlitten hatte. 

Natürlich hat der Krieg von 1870/71 für die Ent⸗ 
wicklung des Lebensverſicherungsgeſchäfts viel nachteiligere 
Folgen gehabt als der von 1866, denn nicht nur, daß die 
Zahl der Opfer an Menſchenleben weit größer war,) auch 
die Zahl derer, welche noch Neigung und Mittel zum Er- 
werbe einer Verſicherung ihres Lebens beſaßen, wurde von 
Tag zu Tag kleiner, die Zahl derer, denen das Intereſſe an 
ihrer beſtehenden Lebensverſicherung nach und nach ausging, 
größer und größer. Die Ziffern der Rechenſchaftsberichte 
der deutſchen Geſellſchaften pro 1870/71 melden überein⸗ 
ſtimmend verhältnismäßig geringeren Zuwachs an neuen, 
un verhältnismäßig größeren Abgang an laufenden Ver⸗ 


) Laut Zeitſchr. des Kgl. Preuß. Statiſt. Bureaus vom Jahrgang 
1872 raffte der deutſche Krieg von 1866 Preußen und ſeinen Verbündeten 
während des Feldzuges 10877 Mann hinweg. (Hiervon find jedoch nur 
4450 durch Kugel und Schwert gefallen bezw. an ihren Wunden ge⸗ 
ſtorben; den Reſt von 6427 Mann abſorbierte eine zur ſelben Zeit aus⸗ 
gebrochene Choleraepidemie.) Im Kriege von 1870/71 betrug die Zahl 
der im Gefecht Gefallenen, an Wunden und Krankheiten Geſtorbenen, 


ſowie an Vermißten auf deutſcher Seite 44 890. 
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ſicherungen. Es bedarf kaum einer Erwähnung, daß dabei 
der Verluſt bereits beſtehender Verſicherungen am empfind⸗ 
lichſten die Anſtalten berühren mußte, deren Verſicherungs⸗ 
beſtand zum größten Teil neueren Datums war, weil 
Perſonen, welche kürzere Zeit verſichert ſind, ſich leichter 
zur Aufgabe ihrer Verſicherungen entſchließen, als ſolche, 
deren Verſicherungen die Dauer einer längeren Reihe von 
Jahren beſitzen. 

Wenn demungeachtet die Rechnungsabſchlüſſe der 
deutſchen Geſellſchaften damals noch ein günſtiges Bild 
lieferten und ein finanziell zufriedenſtellendes Ergebnis 
dieſer Jahre konſtatierten, ſo findet dies vor allem darin 
ſeine Erklärung, daß der Krieg auf dem Boden des 
Feindes begonnen, fortgeführt und beendet wurde, weiter 
aber auch darin, daß die während des Krieges aufgetretene 
Blatternkrankheit in engen Schranken gehalten werden 
konnte. Wie ſich 1866 und früher bei den Kriegen regel- 
mäßig ein derartiger unheimlicher Gaſt aufgedrängt hat, 
fo hatte auch der Krieg von 1870/71 eine Epidemie im 
Gefolge, die ſich aber ungeachtet ihrer größeren Ver⸗ 
breitung doch weit weniger verderblich zeigte als die 
1866 in engeren Kreiſen vorgekommene Cholera. Da 
überdies die Epidemien mehr unter den ärmeren Klaſſen 
aufräumen und die gegen Leben Verſicherten größtenteils 
den wohlhabenderen und intelligenteren Klaſſen ange⸗ 
gehören, in welcher die Seuchen weniger intenſiv einzu⸗ 
dringen pflegen, weil ſie mehr als andere in der Lage 
und ſorgſamer darauf bedacht ſind, Schutzmaßregeln da⸗ 


Pe. = U 


gegen zu ergreifen, jo waren die Verluſte der Geſellſchaften 
durch dieſe Krankheit geringe. Von 920 Todesfällen, 
welche bei der Gothaer a. G. 1871 angezeigt wurden, 
waren nur 44 oder etwa 4¾ % durch die Blattern 
herbeigeführt worden. Dieſe Todesfälle traten zudem 
vorzugsweiſe unter den mit kleineren Summen Beteiligten, 
alſo im allgemeinen wohl auch weniger wohlhabenden 
Verſicherten ein.“) | 


Die hohen, für viele faſt unerſchwinglichen Kriegs⸗ 
prämien, im allgemeinen unmittelbar vor dem Ausmarſch 
zahlbar, mußten einerſeits den für die Lebensverſicherung 
geeignetſten Teil der Bevölkerung von der Verſicherungs⸗ 
nahme abſchrecken; andererſeits führte dies auch dahin, 


1) Schlechte Erfahrungen haben im Kriege von 1870/71 die fran- 
zöſiſchen Lebensverſicherungsgeſellſchaften gemacht. Schon der Umſtand, 
daß ihr Land Kriegsſchauplatz war, mußte ihr Geſchäft in doppelter 
Hinſicht ungünſtiger beeinfluſſen, weil ja dadurch nicht nur die wirtſchaft— 
lichen Notſtände größere Dimenſionen annahmen, ſondern auch eine ent- 
ſprechende höhere Sterblichkeit bei der am Kriege nicht unmittelbar 
beteiligten Bevölkerung und damit bei den betreffenden Verſicherten be⸗ 
wirkt wurde. Andererſeits haben aber auch die Verluſte der franzöſiſchen 
Armee (nach einer Angabe des Siecle betrug die Zahl der Toten 
89 000, nach anderen Berichten ſollen es jedoch mindeſtens 140 000 ge⸗ 
weſen ſein) diejenigen des deutſchen Heeres weit übertroffen, und es iſt 
daher wohl begreiflich, wenn die franzöſiſchen Geſellſchaften mit ihren 
Zuſchlägen nicht ausgekommen ſind, obwohl ſie für Kriegsdienſtpflichtige 
10% und bei der Territorialarmee 7½ D/ der Verſicherungsſumme ver⸗ 
langt hatten (nach Lexi). 
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daß im Dezember 1871 eine Lebens verſicherungs-⸗ 
anſtalt a. G. für die Aumee und Mae ge⸗ 
gründet wurde. „Bei dieſer Geſellſchaft blieb es von 
vornherein gänzlich ohne Einfluß auf die Verſicherung, 
ob der Tod im Kriege oder im Frieden erfolgt.“ !) 

Als dann noch die neue Wehrordnung von 1888 die 
Kriegsdienſtpflicht auf das 45. Lebensjahr ausgedehnt 
hatte, kam auch bei den übrigen Geſellſchaften allgemein 
die Anſchauung zum Durchbruch, daß bezüglich der Über⸗ 
nahme des Kriegsriſikos durchgreifende Verbeſſerungen 
dringendes Bedürfnis ſeien. Die günſtige finanzielle Lage 
der Gothaer a. G. und der Stuttgarter a. G., ihr 
damals ſchon großer Verſicherungsbeſtand erlaubten dieſen 
Geſellſchaften eine radikale Löſung der Frage: Für die 


1) Die Anſtalt ſteht unter Oberaufſicht des preußiſchen Kriegs⸗ 
miniſters. Der Direktor und ſein Stellvertreter werden auf Vorſchlag 
des Kriegsminiſters von Sr. Majeſtät dem Kaiſer ernannt. Durch Reichs⸗ 
geſetz vom 29. April 1878 find der Anſtalt 3 Millionen Mark zur 
Bildung eines Garantiefonds überwieſen worden. Demſelben fließen die 
in 40 Jahresraten vom Jahre 1898 ab mit 226 000 Mk. von Sachſen 
und 165 900 Mk. von Württemberg vertragsmäßig zu leiſtenden Bei⸗ 
träge zu. Zu Nachſchüſſen ſind die Verſicherten nur dann verpflichtet, 
wenn außer dem allgemeinen Reſervefonds und dem Sicherheitsfonds der 
obenerwähnte Garantiefonds nicht ausreicht. Laut allerhöchſter Kabinetts⸗ 
order vom 26. Dezember 1871 „muß“ jeder aktive Offizier mit der 
Mindeſtſumme von 500 Mk. bei der genannten Anſtalt verſichert ſein. 
Berechtigt zur Verſicherungsnahme find nur Militärs, welche der Ver⸗ 
waltung der Kgl. Kriegsminiſterien von Preußen, Sachſen und Württem⸗ 
berg unterſtellt ſind. | 
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kraft Geſetzes Wehrpflichtigen wurde nun das Kriegsriſiko 
ohne Extraprämie in voller Höhe, für Berufsſoldaten 
gegen die kleine jährliche, auch in Friedenszeiten zu 
zahlende Extraprämie von 3 %% (bei Gotha) und 2%), 
(bei Stuttgart) der Verſicherungsſumme übernommen. 
Dieſem Beiſpiel haben ſich ſpäter auch die meiſten anderen 
Geſellſchaften angeſchloſſen, ſo daß heute im allgemeinen 
nur noch Berufsmilitär (und Angeſtellte im deutſchen 
Kolonialdienſt) eine Extraprämie von jährlich 2—3 %, 
des verſicherten Kapitals während der Dauer ihres Be⸗ 
rufsverhältniſſes zu entrichten haben. Einige Geſellſchaften 
behalten ſich allerdings vor, nötigenfalls, wenn die vor⸗ 
handenen Deckungsmittel nicht ausreichen ſollten, eine 
Reduktion der Verſicherungsſumme vorzunehmen. 

Verſchiedene der älteren und leiſtungsfähigeren Ge⸗ 
ſellſchaften, darunter auch die Stuttgarter a. G., haben 
nun neuerdings ſogar die weitgehende Beſtimmung ge— 
troffen, die Kriegsgefahr für alle ihre Verſicherten, ge= 
ſetzlich Wehrpflichtige, Berufsſoldaten, Militärbeamte uſw., 
gleichviel welche Stellung und welchen Rang ſie im Kriegs⸗ 
falle einnehmen und welche Dienſte ſie verrichten, ohne 
jede Zuſchlagsprämie und teilweiſe bis zu dem ſonſt 
üblichen Maximum) zu tragen. 

Der Vollſtändigkeit halber ſei noch bemerkt, daß 
Anfang 1874 auch von dem ſeit 1869 beſtehenden „Verein 
deutſcher Lebensverſicherungsgeſellſchaften“ der Deutſche 


1) Bei der Stuttgarter a. G. z. B. iſt die höchſt zuläſſige Ver⸗ 
ſicherungsſumme auf 100000 Mk. feſtgeſetzt. 
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Kriegsververſicherungsverein begründet wurde mit 
dem Zwecke der gemeinſamen Tragung des Kriegsriſikos. 
(Als Kriegsprämien wurden 10% für Offiziere, 7½ % 
für Unteroffiziere und Soldaten und 5% für Nicht⸗ 
kombattanten fejtgefegt). Mit der Wandlung, welche die 
Behandlung des Kriegsriſikos im Laufe der Zeit durch⸗ 
gemacht hatte, war aber dieſe Inſtitution mehr und 
mehr überflüſſig geworden und ſie iſt ſchließlich auch 
wieder eingegangen. | 


Die Kriegsführung außerhalb Europas vergrößert 
das Kriegsriſiko noch mehr. Es kommen beim Transport 
für das Landheer die Seegefahr, Hitze, Entbehrungen aller 
Art u. a. m. hinzu. Vor allem aber machen ſich eine 
erhebliche Erſchwerung der Verpflegung, ſanitäre Mängel 
und die Infektion gefahrerhöhend geltend. 


Nachdem die verbündeten europäiſchen Mächte und 
darunter Deutſchland in kriegeriſche Operationen mit 
China verwickelt worden waren, ergab ſich für die 
deutſchen Lebensverſicherungsgeſellſchaften die Notwendig— 
keit, zu dieſer neuen Frage der Kriegsverſicherung Stellung 
zu nehmen und feſtzulegen, inwieweit die beſtehenden 
Einrichtungen auf dieſen Krieg Anwendung finden ſollten, 
da bei der übernahme des Kriegsriſikos bisher nur an 
Kriege in Europa gedacht worden war. Obwohl nun 
die Verhältniſſe, welche die Gefahren des Chinafeldzuges 
bedingten, dieſer Vorausſetzung nicht entſprachen und ſich 
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ſchwer überſehen ließen, jo hatten doch die meiſten Ge— 
ſellſchaften für dieſen Fall eine annehmbare Löſung ge⸗ 
funden, die allerdings je nach den ſtatutariſchen Satzungen 
und nach der finanziellen Lage der Inſtitute verſchieden 
ausfallen mußte: Die Gothaer a. G. und die Viktoria 
AG. zu Berlin betrachteten den oſtaſiatiſchen Krieg in 
bezug auf die Kriegsverſichrung ebenſo, als ob er auf 
europäiſchem Boden ſtattfände, forderten deshalb keinen 
beſonderen Prämienzuſchlag oder ſtellten auch ſonſt keine 
erſchwerende Bedingung. Die Leipziger a. G. gewährte 
die Kriegsverſicherung nach ihrem bezüglichen Regulativ, 
hatte ſich aber vorbehalten, nach Beendigung der Feind— 
ſeligkeiten eine Extraprämie nach Bedarf der Kriegs⸗ 
ſchäden bis zu 4% der Kriegsverſicherungsſumme zu 
erheben. Die folgenden Geſellſchaften, nämlich die 
Magdeburger AG., der Deutſche Anker AG. in 
Berlin, die Thuringia AG. in Erfurt, Concordia 
in en dung a. ©. in Halle, die Vater⸗ 
ländiſche AG. in Elberfeld erhoben Extraprämien 
bis zu 3 %% des verſicherten Kapitals; beim Friedrich 
Wilhelm AG. in Berlin ſollte bei Verſicherungen, welche 
noch nicht fünf Jahre lang beſtanden, verhältnismäßige 
Reduktion der Verſicherungsſumme ſtattfinden, während 
andere Geſellſchaften, darunter die Stuttgarter a. G. 
die Verſicherung während der Dauer des Chinakrieges 
ſuspendierten. Einige Anſtalten, wie der Atlas AG. in 
Ludwigshafen übernahmen die Haftung für die Kriegs⸗ 
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gefahr nur für Verſicherungen, welche eine gewiſſe Zeit, 
meiſt ein Jahr lang, bereits in Kraft beſtanden hatten.!) 


1) Von den engliſchen Geſellſchaften war für den Chinakrieg eine 
Vereinbarung akzeptiert worden, wonach dieſelben als Prämie für das 
Extrariſiko 5 / % der Verſicherungsſumme erhoben (. Maſius' Rund⸗ 
ſchau Jahrg. XII S. 326ff.). Dieſe relativ hohen Zuſchläge haben 
ihren Grund wohl in den ſchlechten Erfahrungen, welche die eng— 
liſchen Lebensverſicherungsinſtitute im Transvaalkriege gemacht hatten. 
Sie übernahmen das Kriegsriſiko in dieſem Feldzuge gegen Extraprämien 
bis zu 7% der Verſicherungsſumme. Dieſe Maßregel hatte ſeinerzeit 
in den engliſchen Militärkreiſen das lebhafteſte Mißfallen hervorgerufen 
und von ſeiten der Preſſe war gegen die Verſicherungsanſtalten ein 
wahrer Sturm losgebrochen. Man hatte ihnen Mangel an Patriotismus 
vorgeworfen, man richtete Proteſtnoten gegen die Geſellſchaften und 
forderte von denſelben, daß ſie die Lebensverſicherungen ohne Anwendung 
einer Ergänzungsprämie oder wenigſtens nur mit jenem Zuſchlage über⸗ 
nehmen ſollten, welcher allgemein für den Kriegsfall feſtgeſetzt war. Man 
erinnerte an das hochſinnige Beiſpiel, welches einige amerikaniſche Lebens⸗ 
verſicherungsgeſellſchaften während des ſpaniſch-amerikaniſchen Krieges 
gegeben hatten. Tatſächlich hat es ſich bei Beendigung des Feldzugs 
gezeigt, daß die Geſellſchaften mit den erhobenen Zuſchlägen im Trans⸗ 
vaalfriege bei weitem zu kurz kamen (ſ. Maſius' Rundſchau Jahrg. XII 
S. 55), da die Verluſte alle Erwartungen übertroffen hatten (nach einer 
offiziellen Verluſtliſte hatten die Engländer bis zum Auguſt 1901 in 
Südafrika an Toten und Vermißten zuſammen 17285 Mann verloren). 
— Im ſpaniſch⸗amerikaniſchen Kriege hatten die amerikaniſchen Geſell⸗ 
ſchaften für die übernahme des Kriegsriſikos ſehr verſchiedene Beſtim⸗ 
mungen getroffen. Im Wettbewerb um den Abſchluß neuer Verſiche⸗ 
rungen übernahmen zur Zeit der Kriegshetzereien einige Geſellſchaften 
das Riſiko (bei neuen Verſicherungen) gegen geringe oder gar keine 
Kriegsprämie und erzielten infolgedeſſen ein gewaltiges Geſchäft. Andere 
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Die Verluſte, welche die verbündeten Mächte in 
dieſem Feldzuge erlitten (nach Angabe des „Oſtaſiatiſchen 
Lloyd“ betrug die Zahl an Toten für Deutſchland 438 
Mann), waren glücklicherweiſe auf eine kleine Zahl be⸗ 
ſchränkt und infolgedeſſen auch auf die Lebensverſicherungs⸗ 
geſellſchaften ohne Einfluß geblieben. 


Wenn man beobachtet, wie bei den deutſchen Lebens⸗ 
verſicherungsbanken die anfangs ſehr beträchtlichen Zu⸗ 
ſchlagsprämien für den Einſchluß des Kriegsriſikos von 
Jahr zu Jahr herabgeſchraubt wurden, bis ſie zum 
Teil ganz verſchwanden, wie die diesbezüglichen Regu⸗ 
lative Zug um Zug entgegenkommender gefaßt wurden, 
ſo ſpiegelt ſich hierin zunächſt der Vorteil der privaten 
Verſicherungsgeſellſchaften ab gegenüber von ſtaatlichen 
Unternehmungen, wie ſie ſo vielfach an Stelle der erſteren 
verlangt werden, denn es iſt wohl anzunehmen, daß man 
dieſe großartige Entwicklung nicht allein dem Wohlwollen 
der privaten Geſellſchaften zu verdanken hat, ſondern in 
erſter Linie der Konkurrenz. Begünſtigt wurde ſie dabei 
allerdings nicht unweſentlich durch die lange Friedens⸗ 


etwas vorſichtigere Anſtalten aber forderten auf Grund der im deutſch⸗ 
franzöſiſchen Krieg gemachten Erfahrungen bis zu 10% Extraprämie 
oder lehnten die übernahme des Kriegsriſikos überhaupt ab (ſ. Maſius? 
Rundſchau Jahrg. X S. 438). Bei der verhältnismäßig geringen Zahl 
an Toten (nach einer authentiſchen Angabe betrugen die Verluſte der 
Nordamerikaner im Kriege um Cuba 2908 Mann), welche die Amerikaner 
in dieſem Kriege zu verzeichnen hatten, waren natürlich auch die Lebens- 
verſicherungsinſtitute vor größerem Schaden bewahrt worden. 


a 


zeit, auf die wir heute zurückblicken können, und welche 
die Geſellſchaften etwas optimiſtiſch geſtimmt haben dürfte. 

Die jetzige Behandlung des Kriegsriſikos ſeitens der⸗ 
jenigen Geſellſchaften, welche eine Zuſchlagsprämie nicht 
mehr erheben, wurde anfänglich übrigens vielfach ange— 
griffen, da ſie den techniſchen Grundſätzen der Lebens⸗ 
verſicherung, d. h. der Gleichheit von Leiſtung und Gegen- 
leiſtung widerſpreche, weil die Sterblichkeitsgefahr im 
Kriege eine Extragefahr bedeute und durch den Verzicht 
auf eine dieſem größeren Riſiko entſprechende Zuſchlags⸗ 
prämie die Rechte aller an der Kriegsverſicherung nicht 
beteiligten Verſicherten beeinträchtigt und verletzt würden. 
Dieſem Bedenken gegenüber aber wird man vom humani⸗ 
tären Standpunkt aus das Vorgehen fraglicher Inſtitute 
nur billigen können, denn ſchließlich iſt es nur ein Akt 
der Gerechtigkeit, wenn den Verſicherten, die fürs Vater⸗ 
land ins Feld ziehen, und denen in ſolchen ſchweren 
Zeiten die Aufbringung der gewöhnlichen Prämien ſchon 
ſchwer fallen wird, nicht noch Zuſchläge aufgebürdet 
werden. | 

Eine andere Frage iſt nun jedoch, ob die Geſellſchaften 
durch die übernahme des Kriegsriſikos nicht ihre Exiſtenz 
gefährden. Zum Teil iſt dies wohl der Fall, denn die 
Möglichkeit, daß ſie, namentlich wenn ein Krieg größeren 
Umfang annimmt, ihren Verpflichtungen nicht mehr nach⸗ 
kommen können, erſcheint nicht ausgeſchloſſen. Aber die 
Gefahr dürfte doch nicht ſo groß ſein, als daß wenigſtens 
die älteren und leiſtungsfähigeren Banken mit ihren be⸗ 
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deutenden Reſerven) die Übernahme des Riſikos nicht 
wagen könnten. Bei den jüngeren Geſellſchaften aller- 
dings, die über ſolche Reſerven nicht verfügen, kann ein 
Krieg unter Umſtänden auch recht verhängnisvoll werden. 


1) Die Stuttgarter a. G. beſitzt zurzeit an Reſerven für den Kriegs- 
fall über 28000000 Mk. 


Zweiter Teil. 


Weitere Verſuche zur Löſung des Kriegs⸗ 
verſicherungsproblems. 


Wie wir im vorhergehenden erſten Teil geſehen, haben 
die deutſchen Lebensverſicherungsgeſellſchaften für das 
Kriegsverſicherungsproblem eine Löſung gefunden, die 
zwar ihre Verſicherten, ſoweit ſie kriegsdienſtpflichtig ſind, 
begrüßen können, die aber doch nicht völlig befriedigen 
kann, da ſie nicht der Geſamtheit der Kriegsdienſtpflich— 
tigen unſerer Armee und Flotte, ſondern nur den wohl- 
habenderen, den pekuniär leiſtungsfähigeren und beſſer 
geſtellten unter dieſen zugute kommt. 

Da der weniger oder gar nicht Bemittelte kaum oder 
niemals in der Lage ſein wird, die immerhin etwas koſt⸗ 
ſpieligen Beiträge für eine Lebensverſicherung ) aufzu⸗ 
bringen, ſo iſt ihm damit ohne weiteres die in die Lebens⸗ 
verſicherung eingeſchloſſene Kriegsverſicherung unzugäng⸗ 

) Bei der Stuttgarter a. G. z. B. beträgt die billigſte Jahres⸗ 
prämie, und zwar bei einer lebenslänglichen Verſicherung von 1000 Mk., 


zahlbar beim Tode, ſpäteſtens bei Erreichung des 90. Lebensjahres, für 
einen Zwanzigjährigen 20,30 Mk. 
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lich gemacht. Karup empfahl daher ſchon im Jahre 
1869 die Einführung einer reinen Kriegsverſicherung ohne 
Verbindung mit der Lebensverſicherung.) Er wollte die 
Schaffung einer „Verſicherungsbank für Lebensverſicherung 
auf den Todesfall im Kriege“, an deren Spitze bemittelte 
Patrioten (Aktionäre) oder der Staat ſtände und bei der 
jeder zur Linie oder Landwehr gehörige Staatsbürger ſich 
gegen eine feſte, ſchon in Friedenszeiten zu entrichtende 
Jahresprämie von 1,85% der Verſicherungsſumme bis 
zur Höhe von 6000 Mk. verſichern könnte für den Fall, 
daß er im Kriege oder infolge desſelben ſein Leben laſſen 
muß. Derjenige Kombattant, welcher erſt während eines 
Krieges oder zu einer Zeit, zu welcher Kriegs vorbereitungen 
in Ausſicht geſtellt oder bereits vorgenommen werden, 
als Mitglied aufgenommen werden möchte, hätte für das 
erſte Jahr eine ſechsmal höhere Prämie zu zahlen; für 
das zweite und die folgenden Jahre, ob Kriegsjahr oder 
Friedensjahr, hätte er dagegen nur die Normalprämie 
zu entrichten. Militärbeamte jeder Art würden zur Hälfte 
der Normalprämie angenommen, da ſie der Kriegsgefahr 
weniger ausgeſetzt ſind als die Kombattanten. 
Charakteriſtiſch bei dem Karupſchen Vorſchlag iſt, 
daß er verſucht hat, auf Grund der Kriegsſtatiſtik „die 
Sterbenswahrſcheinlichkeit im Kriege“ zu beſtimmen, ein 
Beginnen, das unbedingt als verfehlt bezeichnet werden 


5) ſ. Karu p, Die Lebensverſicherung auf den Todesfall im Kriege, 
Leipzig, 1869. 
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muß, denn neben der gewöhnlichen Sterbenswahrſchein⸗ 
lichkeit kommen hier Momente hinzu, die nie berechenbar 
ſind. Häufigkeit und Dauer der Kriege ſowie die Opfer 
derſelben ſind in den einzelnen Feldzügen fo ſehr ver- 
ſchieden,) daß es ausgeſchloſſen fein dürfte, eine Wahr⸗ 
ſcheinlichkeitsgröße für ſie zu beſtimmen, und es iſt daher 
auch unmöglich, in ſeinem Sinne das Riſikomoment in 
irgend einer Form verſicherungstechniſch feſtzulegen. Wenn 
Karup ferner für ſein Unternehmen, bei dem gegen feſte 
Prämien und für eine beſtimmte Verſicherungsſumme 
Deckung genommen werden könnte, die Form der Aktien⸗ 
geſellſchaft wählt, ſo wäre dieſe allerdings dem Prinzip 
der Gegenſeitigkeit vorzuziehen, da im letzteren Falle 
die Verſicherten das Riſiko ſelbſt zu tragen haben. Aber 
es iſt ſehr fraglich, ob bei einem Unternehmen, dem ſo 
ſehr der Charakter des Experiments anhaftet wie im vor⸗ 
liegenden Falle, die nötigen Aktionäre ſich finden laſſen. 

Ebenſo wird jeder Staat ſich wohl ſehr lange beſinnen, 
ehe er ſich zur Übernahme dieſes Riſikos entſchließen wird, 
(wenn er dies überhaupt tut). Nach unſerem Erachten 
könnte für ein ſolches Unternehmen wohl nur die Form 
der Gegenſeitigkeit in Frage kommen, und zwar dürfte 
dann abweichend von der Regel die Verſicherung nicht in 
der Weiſe gewährt werden, daß gegen im voraus zu ent⸗ 


) Während z. B. 1866 die Geſamtverluſte auf preußiſcher Seite 
31,83% der Effektivſtärke betrugen, bezifferten ſich dieſelben 1870/71 
für das deutſche Heer in einem fünfmal längeren Zeitraum auf 45,89% 
der Etatsſtärke. 
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richtende Beiträge und unter dem Vorbehalt von Nach- 
ſchüſſen eine feſte Verſicherungsſumme feſtgeſetzt wird, da 
dadurch das Unternehmen unter Umſtänden in eine recht 
bedenkliche Lage geraten könnte. Geſetzt den Fall, daß 
gleich nach der Gründung einer Gegenſeitigkeitsgeſellſchaft 
ein opferreicher Krieg eintritt: dann würden die erhobenen 
Beiträge ſicher lange nicht hinreichen, um die Verbindlich⸗ 
keiten zu erfüllen. Man müßte deshalb bedeutende Nach⸗ 
ſchüſſe unter den kämpfenden Mitgliedern ausſchreiben, 
zu deren Zahlung ſie aber nicht imſtande wären, und die 
Folge wäre ein entſprechendes Fiasko und Auflöſung der 
Geſellſchaft. 

Ein beſſerer Weg wäre deshalb die Verſicherung 
gegen feſte Beiträge mit nachträglicher Feſtſetzung der 
Entſchädigungsſumme. In dieſer Richtung gingen zwei 
Vorſchläge, welche vor 20 Jahren, als infolge eines Kon⸗ 
flikts zwiſchen Deutſchland und Frankreich wieder ein 
Krieg drohte, gemacht wurden.“) 

Der eine, von franzöſiſcher Seite ausgehend, wollte 
die Bildung einer Association Caisse Militaire, bei 
der ſich hätte jeder gegen Kriegsgefahr verſichern laſſen 
können, der Beiträge in Einheiten von 100 Frances leiſtete, 
welche Einlagen vor der Kriegskampagne zu machen ge⸗ 
weſen wären. Nach Beendigung des Krieges ſollte die 
Kaſſe liquidiert werden. Alle von ihr empfangenen Gelder 


) ſ. Ehrenzweigs Aſſekuranz⸗Jahrb. von 1888 Teil 2 über 


„Kriegsverſicherung“. 
Hofmann. 3 
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wären dann pro rata der gemachten Einlagen an die 
Hinterbliebenen der im Kriege Gefallenen verteilt worden. 
Die Überlebenden hätten keinen Anſpruch auf Rückerſatz 
gehabt. 

In ähnlicher Weiſe wollte Ehrenzweig, daß alle 
Mitglieder des ſtehenden Heeres, welche für ihre Familie 
einen Verſorgungswert beſitzen, eine einzige Gemeinſchaft 
hätten bilden und unmittelbar vor dem Kriegsausbruch 
eine ihrer finanziellen Leiſtungsfähigkeit entſprechende Ein⸗ 
lage leiſten ſollen, nach Maßgabe welcher alsdann die 
Vergütung an die Hinterbliebenen erfolgt wäre. Er glaubte 
dabei auf reichliche freiwillige Beiträge ſeitens patriotiſcher 
Bürger und einen entſprechenden Staatszuſchuß rechnen 
zu können, jo daß ſich nach ſeiner Anſicht die Kriegs⸗ 
verſicherungskaſſe hätte im höchſten Grade leiſtungsfähig 
geſtalten müſſen. | 

Auch hinter dieſe beiden letztgenannten Vorſchläge 
muß man, abgeſehen von den reichlichen freiwilligen 
Beiträgen und dem entſprechenden Staatszuſchuß, ein 
Fragezeichen ſetzen. Sie haben zwar in verſicherungstech— 
niſcher Hinſicht weit mehr Chancen als der Karupſche 
Vorſchlag, dafür aber machen ſich hier praktiſche Be⸗ 
denken geltend, denn nur die wenigſten Kombattanten 
werden zur Entrichtung der unmittelbar vor dem Aus⸗ 
marſch zahlbaren Beiträge in der Lage ſein. Zieht man 
in Erwägung, welche kurze Zeit dem zum Kriegsdienſt 
Einberufenen zwiſchen Zuſtellung der Order und Eintritt 
übrigbleibt und welche Anforderungen dabei durch 


Bau: 


Regelung feiner geſchäftlichen und Familienverhältniſſe 
in finanzieller Hinſicht an ihn geſtellt werden, ſo drohen 
Verlegenheiten, denen in den meiſten Fällen nur mit 
bedeutenden Opfern begegnet werden kann. Dieſem Miß⸗ 
ſtand könnte nun zwar abgeholfen werden durch eine 
Kriegsverſicherung, bei der die einmaligen hohen Beiträge 
durch periodiſch wiederkehrende, ſchon in Friedenszeiten 
zahlbare Prämien erſetzt würden. Aber nun werden 
dieſe Beiträge wie überhaupt jede Kriegsverſicherung aus 
pſychologiſch leicht erklärlichen Gründen in durchaus fried⸗ 
lichen Zeiten beim Publikum wenig Sympathie finden, 
und ſelbſt wenn dies der Fall wäre, ſo würden in den 
meiſten Fällen die Mittel zur Bezahlung der Koſten 
fehlen, und dies ſelbſt, wenn ſie noch ſo gering wären. 
Ein jeder weiß, welcher feſte Wille in unſerer Zeit, die ja 
ſopiel Gelegenheit zum Geldausgeben bietet, vorhanden fein 
muß, um bei freiem Entſchluß über die täglichen Lebens⸗ 
bedürfniſſe hinaus noch für derartige Zwecke etwas zu 
erübrigen; es wird deshalb ein ſolches Unternehmen, ohne 
auf die Verſicherungsnahme irgendwie einen Zwang 
auszuüben, wohl kaum lebensfähig ſein. Ehe aber ein 
derartiges Mittel angewandt wird, müſſen wir uns doch 
erſt fragen: Kann man denn den Kriegsdienſtpflichtigen 
dafür, daß ſie für das Vaterland Geſundheit und Leben 
hingeben, überhaupt noch weitere Opfer auferlegen? Wollen 
wir gerecht ſein, ſo werden wir ohne weiteres zugeſtehen 
müſſen, daß hier eine unter allen Umſtänden zu ver⸗ 


neinende Frage vorliegt. 
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Man hat ſich alſo ſchon mehrfach mit der Frage 
einer guten Verſorgung der Kriegshinterbliebenen be⸗ 
ſchäftigt, ohne daß jedoch wirklich brauchbare Vorſchläge 
gemacht worden wären. Es mag dahin geſtellt bleiben, 
ob die Unzuträglichkeit oder die Unſicherheit der ge= 
ſchaffenen Grundlagen oder der Widerjtreit, den die 
letzteren hervorgerufen, die Urſache der Nichtdurchführung 
der Idee der Kriegsverſicherung geweſen war, Tatſache 
iſt jedenfalls, daß auf dieſem Wege eine rationelle Löſung 
des Problems ſehr ſchwer, wenn nicht überhaupt unmög⸗ 
lich iſt, und es dürfte ſich deshab wohl empfehlen, ſich 
auch einmal nach anderen Mitteln umzuſehen, um eine 
beſſere Verſorgung der Kriegsteilnehmer bezw. ihrer Hinter⸗ 
bliebenen zu erreichen. 


Dritter Teil, 


Ein neuer Vorſchlag. 


Auf die bisherigen Betrachtungen bezugnehmend iſt 
zunächſt noch zu beachten, daß zwar durch das Reichs— 
geſetz v. 31. 5. 1901 betr. „die Verſorgung der Kriegs⸗ 
invaliden und der Kriegshinterbliebenen“ für dieſe Leute 
ſchon teilweiſe geſorgt iſt. Aber nun ſind die feſtgeſetzten 
Anſprüche namentlich bei den Kriegshinterbliebenen zum 
Teil ſo niedrig normiert, daß denjenigen, die auf den 
Ertrag der Hände eines Dritten angewieſen ſind, in 
vielen Fällen eine menſchenwürdige Lebensführung kaum 
geſichert ſein dürfte für den Fall, daß dieſer Dritte im 
Dienſte für das Vaterland ſein Leben laſſen muß. So 
erhalten die Kriegshinterbliebenen von Unteroffizieren 
und Gemeinen des Reichsheeres, letztere ohne Rückſicht 
auf das Zivileinkommen des Verſtorbenen, folgende Bezüge 
monatlich: (ſ. Tabelle S. 30). 

Wenn nun auch dieſes Geſetz die Menſchheit auf 
dem Wege der Humanität und Gerechtigkeit ſchon ein 
gutes Stück vorwärts gebracht hat, ſo iſt es doch ein 


a 


Die Witwe 


Gemei 1 
meinen Unt 


30 — 


Die Hinterbliebenen eines 
Sergeanten 

der 

er⸗ 

offiziers 


Feldwebels 


33,33 Mk. 41,66 Mk. 50, — Mk. 


b) Jed. vaterloſe Kind 14. — „ 14,.— „ 14,.— „ 


c) Jed. elternloſe Kind | 20. — „ 20,.— „ 20,.— „ 
d) Der Vater oder 


der Großvater, die 
Mutter oder die 
Großmutter, wenn 
ihr Lebensunter⸗ 
halt ganz oder 
überwiegend durch 
den Verſtorbenen 
zur Zeit ſeines 
Todes beſtritten 
worden war, und 
ſolange die SHilfs- 


bedürftigkeit dauert 20,83 „ 20,83 „ 20,83 „ 


unabweisbares Poſtulat, auf weitere Verbeſſerungen be⸗ 
dacht zu ſein. Wäre es nun nicht zweckmäßig, noch 
einen beſonderen Fonds anzulegen, mit deſſen Hilfe in 
Zukunft eine entſprechende Erhöhung der obigen Bezüge 
vorgenommen werden könnte? Und zwar in einer Weiſe, 
die bei der Feſtſetzung der Anſprüche vor allem auch 
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einigermaßen auf die Höhe der Einkommensbezüge des 
betreffenden Verſtorbenen vor ſeinem Ableben Rückſicht 
nehmen würde. Durch einen ſolchen Fonds könnten als⸗ 
dann auch die Renten der Kriegsinvaliden aufgebeſſert 
werden; auch dieſen Leuten wäre eine weitere Unter⸗ 
ſtützung und den Gemeinen ſpeziell die gedachte Ein⸗ 
kommenberückſichtigung ſicherlich willkommen, wenngleich 
ſie auch verhältnismäßig etwas beſſer geſtellt ſind als 
die Kriegshinterbliebenen. Die Rentenbezüge für die 
Kriegsinvaliden ſind durch Reichsgeſetz v. 31. 5. 1906 
betr. „die Verſorgung der Perſonen der Unterklaſſen des 
Reichsheeres, der Kaiſerl. Marine und der Kaiſerl. Schutz 
truppen“ wie folgt feſtgeſetzt: 

a) Die monatlich im voraus zahlbare Nettorente 
beträgt beim Reichsheer auf die Dauer völliger Erwerbs⸗ 
unfähigkeit für: 

Gemeine: Unteroffiziere: Sergeanten: Feldwebel: 
45 Mk. 50 Mk. 60 Mk. 75 Mk. 


Bei teilweiſer Erwerbsunfähigkeit wird ein entſprechender 
Prozentſatz der genannten Beträge gewährt. 

b) Hierzu kommt eine Kriegszulage von monatlich 
15 Mk.) 

c) Außerdem erhalten die Invaliden beim Verluſt 


1) Die Kriegszulage wird nur ſolchen Invaliden gewährt, bei 
welchen die Erwerbsfähigkeit infolge einer durch den Krieg herbei- 
geführten Dienſtbeſchädigung aufgehoben oder gemindert iſt. Die ſogen. 
Friedensinvaliden haben dagegen kein Anrecht auf dieſe Zulage. 


Lu gan, 


eines Körperteils, der Sehkraft, des Gehörs uſw., je nach 
der Schwere der Geſundheitsſchädigung eine monatliche 
Verſtümmelungszulage von 27 Mk. bis 54 Mk. 

In ähnlicher Weiſe ſind die Renten der Hinter⸗ 
bliebenen und der Invaliden bei der Kaiſerl. Marine 
und den Kaiſerl. Schutztruppen geregelt. 

Was die Sicherſtellung der Offiziere und deren 
Hinterbliebenen betrifft, ſo iſt dieſe bereits ſo weitgehend, 
daß bei ihnen von einer weiteren Unterſtützung abgeſehen 
werden könnte; ſo kann z. B. nach dem ſchon erwähnten 
Reichsgeſetz v. 31. 5. 1901 der Witwe eines Offiziers 
(mit einigen Ausnahmen) eine Jahresrente bis zu 2000 Mk. 
gewährt werden. Und nach dem Reichsgeſetz v. 31. 5. 1906 
betr. „die Penſionierung der Offiziere einſchließlich der 
Sanitätsoffiziere des Reichsheeres, der Kaiſerl. Marine 
und der Kaiſerl. Schutztruppen“ hat ein Kriegspenſionär 
bei völliger Erwerbsunfähigkeit Anſpruch auf eine jähr⸗ 
liche Rente bis zu 3000 Mk.) 


1) Man kann außerdem leicht auf den Gedanken kommen, durch 
einen ſolchen Fonds auch eine beſſere Verſorgung der Angehörigen von 
Kriegsteilnehmern „während des Krieges“ ins Auge zu faſſen. Den⸗ 
ſelben iſt zwar ebenfalls ſchon für den Fall der Bedürftigkeit eine 
Unterſtützung geſichert, die Bezüge ſind aber unter Umſtänden kaum von 
praktiſcher Bedeutung, denn ſie betragen nach dem Reichsgeſetz v. 28. 2. 
1888 betr. „die Unterſtützung von Familien in den Dienſt eingetretener 
Mannſchaften“: a) für die Ehefrau in den Monaten Mai bis Oktober 
monatlich mindeſtens 6 Mk., in den übrigen Monaten mindeſtens 9 Mk.; 
b) für die Kinder ſowie nähere Verwandte (für letztere nur ſoweit ſie 
von den Einberufenen unterhalten wurden) monatlich mindeſtens 4 Mk. 


. 


Nehmen wir nun an, daß bei einem ausbrechenden 
Kriege das ganze ſtehende Heer ins Feld geſtellt würde,) 
ſo läßt ſich die Zahl der anſpruchsberechtigten Mann⸗ 
ſchaften nach Analogie mit der ſonſt üblichen Berechnungs⸗ 
weiſe, welche bei der Schätzung der Kriegsſtärke des 
deutſchen Heeres angewandt wird, wie folgt feſtſtellen?) 
Nach den im „Statiſtiſchen Jahrbuche für das Deutſche 
Reich“ bis zum Jahre 1906 vorliegenden Heeresergänzungs⸗ 


Die Verpflichtung zur Unterſtützung liegt in der Regel der Gemeinde 
ob, in welcher der Unterſtützungsbedürftige zur Zeit des Beginnes des 
Unterſtützungsanſpruchs ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. So wünſchens⸗ 
wert nun aber auch eine Erhöhung der Bezüge dieſer Leute iſt, ſo wird 
doch die Heranziehung unſeres Fonds in dieſem Falle inſofern einige 
Schwierigkeiten haben, als man ja beim Ausbruch eines Krieges Umfang 
und Dauer desſelben nicht kennt und deshalb keinerlei Anhaltspunkt für 
die Bemeſſung der Höhe der Unterſtützungsgelder beſitzt; welche 
Rente ſollte dem einzelnen bewilligt werden, wenn nicht bekannt iſt: 
wieviel Anſpruchsberechtigte ſich im Laufe des Krieges noch melden 
werden und auf welche Dauer die Unterſtützungsgelder zu bezahlen ſind? 
Immerhin aber wäre es vielleicht angebracht, von vornherein einen be⸗ 
ſtimmten Teil des Fonds für dieſe Leute zu reſervieren. 

1) Das ſtehende Heer umfaßt 7 Jahrgänge und ſetzt ſich 11 
aus den bei der Fahne ſich befindlichen Mannſchaften ſowie der Reſerve. 
Da für die Erſatzreſerve, für die Landwehr und den Landſturm die 
Gefahr, aktiven Kriegsdienſt leiſten zu müſſen, zum großen Teil nur 
untergeordnete, ja oft überhaupt keine Bedeutung hat, jo wurden die- 
ſelben der Einfachheit halber bei unſern Betrachtungen nicht in Rechnung 
gezogen. 

2) ſ. Gothaiſcher Genealogiſcher Hofkalender vom Jahre 1894 
S. 549. 


ee 


ergebniſſen betrug die Zahl der zum Dienſte mit der Waffe 
Ausgehobenen und freiwillig Eingetretenen für das Heer 
und die Marine: 
Im Jahre 1904. 268 714 
ies Zaren 
19027 7203185 


77 7 


zuſ. 805570. 
Hiervon ab: | 
3% Ausfall durch Tod, 
Invalidität uw. . 24167; ergibt netto 781403. 


Im Jahre 1901 . 275820 
10 od ET 
„, „ 1899 2695 
„ „ i Nass 319 


zuſ. 1086658. 
Hiervon ab: 

5% Ausfall durch Tod, 

Invalidität ufm. . 54333; ergibt netto 1032325. 

Die Geſamtzahl der gegenwärtig dem 
ſtehenden Heere und der Marine angehörenden 
waffendienſtpflichtigen Mannſchaften beträgt 
kee neee INIBEREN EEE ES 725 
und die Anzahl der für uns engl! in Betracht kommenden 
Kriegsteilnehmer demnach rund 1,8 Millionen. 


Die Verwendung unſeres Fonds bezw. die Berechnung 
der Renten könnte dann etwa in folgender Weiſe vor— 
genommen werden: Im Kriegsfalle erhält der einzelne 
zunächſt und gleichſam als von Reichs wegen garantierte 


Minimalrente die ihm auf Grund der Geſetze vom 31. Mai 
1901 und vom 31. Mai 1906 zu gewährenden Bezüge. Für 
die Höhe der auf Grund unſeres Fonds zu zahlenden 
Zulagen wäre dann die Zahl der Anſpruchsberechtigten 
und das jährliche Einkommen der betreffenden Kriegs⸗ 
teilnehmer einerſeits und die Größe des vorhandenen 
Kapitals andererſeits maßgebend. 

Setzen wir den Fall, daß die Verluſte bei unſerem 
Heer verhältnismäßig dieſelben wären wie 1870/71, fo 
würden auf die oben berechneten 1,8 Millionen Kriegs⸗ 
teilnehmer im einzelnen folgende Hinterbliebene und 
Invaliden ſich ergeben. Laut der „Denkſchrift zur Be⸗ 
rechnung des gegenwärtigen Kapitalwerts der durch den 
Krieg von 1870/71 für das Deutſche Reich entſtandenen 
Penſionen, Zulagen und Bewilligungen nach dem Geſetz 
vom 27. Juni 1871 %) waren aus dem Kriege von 1870/71 
bis Ende Juni 1872, alſo ein Jahr nach dem Friedens⸗ 
ſchluſſe, von den Kriegsteilnehmern der Militärunterklaſſen 
näherungsweiſe folgende Anſpruchsberechtigte feſtgeſtellt: 


II gs 
vaterloſe Kinder . . 16768 
elternloſe Rinder . . . 504 
Aſzendenten 4234 
Dolden 67200. 


) ſ. Reichstagsdruckſachen Aktenſtück Nr. 7 1. Legislaturperiode 
4. Seſſion 1873. 

2) Die Zahl der bis zum Juni 1872 anerkannten Invaliden betrug 
56000; die Zahl derjenigen Kriegsteilnehmer, welche ſpäter ſich noch 


e 


In der neueren „Berechnung des Kapitalwerts der 
dem Reichsinvalidenfonds obliegenden Leiſtungen und des 
Vermögensſtandes dieſes Fonds nach dem Stand am 
1. April 1877“) iſt die Zahl der Anſpruchsberechtigten 
wie folgt angegeben: 


Witwen 20728 
Vaterloſe Kindr 12560 
elternloſe Kinder 627 
Aſzendenten 4470 
Inbällden/ 43000 


Wenn nun auch dieſe letzteren Ziffern auf exakteren 
Erhebungen als diejenigen des Jahres 1872 beruhen, ſo 
ſind ſie für unſere Zwecke doch deshalb nicht unmittelbar 
brauchbar, weil ſie ſich auf einen Zeitraum beziehen, der 
ſechs Jahre hinter dem Friedensſchluſſe liegt, während 
welchem ſich aber die Verhältniſſe durch Tod uſw. ver⸗ 
ſchoben haben. Man wird wohl der Wirklichkeit am 


als Invaliden melden konnten, wurde in der Denkſchrift ſchätzungsweiſe 
auf 20% der anerkannten alſo auf 11 200 berechnet, ſo daß die Geſamt⸗ 
zahl ſich auf 67200 bezifferte. Bei den Hinterbliebenen dagegen wurde 
der entſprechende Zugang als zu unbedeutend nicht mit in Rechnung 
gezogen. 

1) ſ. Reichstagsdruckſachen Aktenſtück Nr. 31 3. Legislaturperiode 
1. Seſſion 1877. 

2) Der Zugang durch Anſpruchsberechtigte, welche ſpäter noch ſich 
melden konnten, wurde im Jahre 1877 durch den Abgang kompenſiert, 
welcher bei den Invaliden durch Aufhören bezw. Verminderung der 
Unterſtützungsbedürftigkeit infolge einer entſprechenden Zivilverſorgung 
oder bei den Witwen durch Wiederverheiratung u. a. m. geſchaffen wurde. 


. 


nächſten kommen, wenn man das Mittel aus den beiden 
Berechnungen nimmt. Es ergeben ſich alsdann folgende 


Ziffern: 


ff 9260 
vaterloſe Kinder. . 14664 
elternloſe Kindern 565 
Aſzendenten 4352 
Sunaloen na kur 67200 


oder auf das Tauſend der geſamten Kriegsſtärke an 
Mannſchaften, welche 1870/71 ca. 1,1 Millionen betragen 
hat): 


ih 88542 
Daterloje Kinder 13,33 
Elbernloſe Kindee 051 
AMeend ene 896 
Didalden 9 


Damit erhält man für unſere Berechnung bei 
1,8 Millionen Kriegsteilnehmern rund: 


Wilen 185900 
Daterioje Kinde 24000 
elterniole Kindern 1000 
Aſgendenkten ... 7000 
e ee 


Bei der Feſtſetzung der Bezüge ſollte alsdann 
in möglichſt individueller Weiſe vorgegangen und 
) Nach Angabe des Großen Generalſtabes haben 1113 254 Mann 


am Kriege 1870/71 teilgenommen (ſ. Der deutſch⸗franzöſiſche Krieg von 
1870/71 Bd. 5 Anlage 197). 
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auf beſondere Verhältniſſe, wie z. B. auf größere Kinder⸗ 
zahl, Rückſicht genommen werden. Im übrigen dürfte 
es angebracht ſein, von einer gewiſſen Höhe, ſagen wir 
von 2400 Mk. Einkommen ab, den überſchießenden Teil 
unberückſichtigt zu laſſen, um dadurch die weniger gut 
ſituierten Anſpruchsberechtigten gegenüber denjenigen mit 
größerem Einkommen nicht allzuſehr zu benachteiligen. 
Eine ſolche Maßnahme wäre auch inſofern gerechtfertigt, 
als ja unſer Fonds nur die größten Mißſtände beſeitigen 
ſoll und kann, und daß die beſſeren Kreiſe ſich leicht 
auch auf andere Weiſe, ſo durch den Abſchluß einer 
Lebensverſicherung decken können. Nehmen wir nun an, 
daß bezüglich des Jahreseinkommens eine Einteilung 
nach folgenden Gruppen vorgenommen werde: 


Die 1. Gruppe von weniger als 900 Mk. 


umfaßt alle 


„ eee , aan. 1a 
ET: feen welche 101% 80 
„ e, ee een 
hs fommen beziehen „2101 „ 2400, 

und mehr, 


ſo umfaßt die Zahl der unter Gruppe 1 fallenden Kriegs⸗ 
teilnehmer zunächſt alle Gemeinen, welche ſich im Frieden 
bei der Fahne befinden; ſie beziffern ſich im Jahre 1904 
auf 495000 Mann.!) Sehen wir von ſonſtigen Teil⸗ 

1) ſ. Friedag⸗Berlin, Führer durch Heer und Flotte ſowie 


Reichsgeſetz vom 25. März 1899 betreffend die Friedenspräſenzſtärke des 
deutſchen Reichsheeres. 
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nehmern ab, deren Jahreseinkommen 900 Mk. nicht er- 
reicht, da ihre Zahl ja mit Rückſicht darauf, daß wir es 
hier durchweg mit lebenstüchtigen und arbeitskräftigen 
Männern zu tun haben, kaum in Frage kommen dürfte, 
ſo haben wir bei der 1. Gruppe 495 500 Kriegsdienſt⸗ 
pflichtige. 
Bei der 2. bis 6. Gruppe laſſen ſich die entſprechenden 
Zahlen wie folgt finden. Nach den in Preußen im 
Steuerjahre 1901 erzielten Einkommenſteuerergebniſſen 
hat man in dieſem Staate folgende Verteilung des Ein⸗ 
kommens der phyſiſchen Perſon feſtgeſtellt.!) Von 1000 
Zenſiten verſteuerten ein Einkommen von: 
900— 1200 Mk. 473,68 | 1801 —2100 Mk. 46,15 
1201-1500. „ 187,31 21012400 „ 38,17 
1501—1800 „ 88,07 [und mehr 166,62 
Legen wir dieſe Zahlen unſerer Berechnung zugrunde, 
ſo erhalten wir folgende weitere Einkommensverteilung: 


204,79. 


2. Gruppe. . 617915 Kriegsdienſtpflichtige 
ib 1 „ 244346 h 
nd, 292457 J 880 A 

en 60203 5 
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Nun iſt allerdings zu berückſichtigen, daß in Wirk⸗ 
lichkeit eine Verſchiebung zugunſten der Gruppen mit 
höherem Einkommen ſtattfinden wird, da bei den Kriegs⸗ 
teilnehmern alle diejenigen Exiſtenzen ausſcheiden, bei 


) ſ. Statiſtiſches Handb. für den preuß. Staat Bd. 4, Berlin 1903. 


welchen ihre minderwertige Geſundheit und die daraus 
reſultierende geringere Leiſtungsfähigkeit zuweilen ein 
entſprechend niedrigeres Einkommen bedingen. 


Eine Hauptſchwierigkeit bei der Anlegung eines der⸗ 
artigen Kriegsfonds bildet natürlich die Beſchaffung der 
Mittel. 

Weil nun von Reichs wegen bereits die auf Grund 
der Geſetze vom 31. Mai 1901 und 31. Mai 1906 zu 
gewährenden Bezüge aufzubringen ſind und eine weitere 
Belaſtung der Reichskaſſe mit Rückſicht auf ihren ohne⸗ 
dies nicht ausreichenden Beſtand ausgeſchloſſen erſcheint, 
ſo wird es notwendig ſein, die für unſere Zwecke erforder⸗ 
lichen Mittel durch Eröffnung einer beſonderen Finanz⸗ 
quelle zu beſchaffen. Da ferner, wie ſchon erwähnt wurde, 
die Kriegsdienſtpflichtigen zu weiteren Opfern aus Gründen 
der Gerechtigkeit nicht herangezogen werden können, ſo 
iſt es naheliegend, die Beſchaffung dieſer Gelder den Nicht⸗ 
dienſtpflichtigen aufzulegen, d. h. alſo kurz geſagt: den 
Ertrag einer einzuführenden Wehrſteuer (wenn auch nicht 
gerade ganz, ſo doch wenigſtens teilweiſe) für unſeren 
Fonds zu verwenden. Im Jahre 1881 hat zwar der 
Reichstag die Wehrſteuer ſo glatt abgelehnt, daß die jetzige 
Scheu der Reichsregierung, ſie mit in ihre Steuervorſchläge 
aufzunehmen, wohl begreiflich erſcheint. Sind doch da— 
mals weſentlich auch ethiſche Gründe für die Ablehnung 
vorgebracht worden. Seit jener Zeit hat ſich aber in den 
Anſchauungen weiter Kreiſe ein Umſchwung zugunſten 


Se 


der Steuer vollzogen, und auch im Reichstag mehren ſich 
wieder die Stimmen, welche die zum Militärdienſt nicht 
herangezogenen Wehrpflichtigen für die Zeitdauer, während 
welcher ſie ihrer Dienſtpflicht im ſtehenden Heere und in 
der Reſerve hätten genügen müſſen, zu einer nach ihrem 
Einkommen abgeſtuften Wehrſteuer heranziehen wollen 
mit der Maßgabe, daß die Erträge dieſer Steuer für die 
Verſorgung der Invaliden und der „ 
zu verwenden ſind. 


Nach dem Geſetzentwurf vom Jahre 1881 wurde der 
Ertrag der Wehrſteuer bei einer Kopfquote von 4 Mk. 
und einer nach dem Einkommen abgeſtuften Zuſchlag⸗ 
ſteuer auf etwa 20 Millionen Mk. geſchätzt.“) Nehmen 
wir nun an, daß uns hiervon die Hälfte, alſo jährlich 
10 Millionen Mk. überwieſen würden, ſo zeigt bei Zu⸗ 
grundelegung eines jährlichen Zinsſatzes von 3½ % ͥ ) 
nachſtehende Tabelle, daß ſchon nach verhältnismäßig 
kurzer Zeit recht bedeutende Kapitalien zur Verfügung 
ſtehen würden?): 


1) ſ. Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften, Artikel über „Wehr⸗ 
ſteuer“ von Eheberg. 

2) Dieſer Zinsſatz wurde bisher von den Lebensverſicherungs⸗ 
geſellſchaften den Berechnungen zugrunde gelegt. Der wirklich erreichte 
Zinsfuß dagegen ſchwankte z. B. bei der Stuttgarter Lebensverſicherungs⸗ 
bank in den Jahren 1854 — 1904 zwiſchen 3,9 und 5,5%. 

3) ſ. Werker, Zuſammengeſetzte Zinſen⸗ und Zeitrentenrechnungen 
Bd. 2 Tabelle 3, Utrecht⸗Berlin 1893. 


Hofmann. 4 


„ 


Nach Jahren Millionen Mk. Nach Jahren Millionen Mk. 
5 55 30 534 
10 121 35 690 
15 200 40 875 
20 293 45 1095 
25 403 50 1356 


Die Anſammlung ſolcher Geldſummen auf eine an 
ſich unbeſtimmte Zeitdauer und die damit verbundene 
Feſtlegung von Kapitalien, die vielleicht inzwiſchen in 
anderer Weiſe beſſer verwendet werden könnten, iſt aller⸗ 
dings etwas bedenklich. Aber es iſt zu berückſichtigen, 
daß der Verluſt des unmittelbaren Nutzens derſelben ſich 
nur auf einige Jahrzehnte erſtrecken würde, denn es wäre 
natürlich bei länger währender Friedenszeit die Ver⸗ 
mögensanſammlung einzuſtellen, wenn die Gelder ſeiner⸗ 
zeit eine Höhe erreicht haben, welche nach menſchlichem 
Ermeſſen als ausreichend betrachtet werden könnte, um 
den Intereſſenten für alle Fälle eine angemeſſene Rente 
gewähren zu können. Dieſer Höchſtbetrag läßt ſich unter 
der oben gemachten Annahme, daß bei einem ausbrechenden 
Kriege unſer ganzes ſtehendes Heer ins Feld geſtellt und 
die Verluſte verhältnismäßig ebenſo groß wie 1870/71 
ſein würden, annäherungsweiſe auf folgende Art berechnen: 

Wir haben zu unterſcheiden: 

I. Renten für Hinterbliebene von Gefallenen oder 

infolge des Krieges Geſtorbenen, und zwar: 
a) für die Witwe; 
b) für die vaterloſen Kinder; 


a 


c) für die elternlojen Kinder; 
d) für die Aſzendenten. 


II. Renten für invalide Anſpruchsberechtigte. 


Der nach dem Friedensſchluſſe zu berechnende Kapital⸗ 
wert der zu zahlenden Renten iſt alsdann ſo zu be⸗ 
meſſen, daß das ſinkende Kapital mit ſeinen Zinſen mög⸗ 
lichſt genau die ſämtlichen, aus dem Kriege entſpringenden 
Anſprüche deckt, und zwar, wie ſchon wiederholt erwähnt 
wurde, unter Anrechnung der auf Grund der Reichsgeſetze 
vom 31. Mai 1901 und 31. Mai 1906 zu gewährenden 
Bezüge. Hierzu bedürfen wir aber: 

1. Des Betrages der monatlichen Penſionen, ) d. h. 

a) der Anzahl der Anſpruchsberechtigten; 

b) der Höhe der dem einzelnen zu bewilligenden 
Rente und daher vor allem 

c) des Jahreseinkommens des betreffenden Kriegs⸗ 
teilnehmers; 

2. der vorausſichtlichen Dauer der Zahlungen; 

3. des Zinsfußes.) 


) Wir nehmen an, daß die Renten monatlich im voraus bezahlt 
werden. 

2) Da beim Friedensſchluſſe die Zahl derjenigen Kriegsteilnehmer 
bezw. ihrer Hinterbliebenen, welche ſpäter noch Anſprüche geltend machen 
können, nicht genau, ſondern nur ſchätzungsweiſe, ebenſo die Zahlungs⸗ 
dauer bei den feſtgeſetzten Renten, und ſchließlich auch der künftige 
Zinsfuß nur mit einer gewiſſen Wahrſcheinlichkeit beſtimmt werden 
können, ſo dürfte es angebracht ſein, die Renten zunächſt nur in einer 


Höhe zu bewilligen, daß nach Berechnung ſämtlicher Barwerte (unter 
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Zu Punkt 1a haben wir die verlangten Zahlen ſchon 
oben berechnet. Was hier die anſpruchsberechtigten Hinter⸗ 
bliebenen betrifft, ſo glauben wir bei Gruppe 1 ihre An⸗ 
zahl gleich Null ſetzen zu können, da Leute, deren jähr⸗ 
liches Einkommen 900 Mk. nicht überſteigt, einen Ver⸗ 
ſorgungswert für ihre Angehörigen in der Regel nicht 
beſitzen werden. 

Ad 1 b. Da bei einem gefallenen Kriegsteilnehmer 
neben der Witwe öfters gleichzeitig auch anſpruchs⸗ 
berechtigte Kinder, bei den elternloſen Kindern vielfach 
mehrere vorhanden, und da die Invaliden oft nur 
teilweiſe erwerbsunfähig ſein werden, ſo dürfte die durch⸗ 
ſchnittliche Rente hoch genug angeſetzt ſein, wenn ſie zu⸗ 
züglich der auf Grund der Reichsgeſetze vom 31. Mai 1901 
und 31. Mai 1906 zu gewährenden Bezüge wie folgt 
berechnet wird: 


für die Witwe. . . . auf ½ des betr. Einkommens 
für ein paterſeſe is?? 1 
für ein eltern , m 0 
für Aſzen denten „ 
für Invaldn nm „ 


Berückſichtigung fraglicher Anſprüche, die ſpäter noch geſtellt werden 
können), beim Friedensſchluſſe nicht gleich das ganze vorhandene Kapital 
abſorbiert würde, ſondern noch ein Reſt verbliebe, der als Sicherheits⸗ 
fonds zu dienen hätte. Sofern dieſer ſich dann im Laufe der Zeit als 
überflüſſig erweiſen würde, könnte er zur nachträglichen Verbeſſerung der 
Bezüge verwendet werden, oder er wäre event. auf neue Rechnung vor⸗ 
zutragen. 


zer 48 


Bei Punkt 1c iſt noch daran zu erinnern, daß bei 
der Feſtſetzung der Jahreseinkommen die gefundenen Er⸗ 
gebniſſe mehr oder weniger von der Wirklichkeit abweichen 
werden (ſ. S. 39). Dieſe Differenz nun wird aber bei 
unſerer Berechnung ſicherlich dadurch aufgehoben, daß die 
auf Grund der Reichsgeſetze vom 31. Mai 1901 und 31. Mai 
1906 zu gewährenden höheren Renten, welche die hinter⸗ 
bliebenen Witwen von Unteroffizieren (ſ. S. 30) und die 
invaliden Unteroffiziere ſelbſt ([. S. 31) zu beanſpruchen 
haben ſowie ferner die Verſtümmelungszulagen der Inva⸗ 
liden (ſ. S. 31) nicht berückſichtigt werden können, da hierzu 
die nötigen Anhaltspunkte fehlen. 

Wir bedürfen nun noch der Angaben zu Punkt 2 
und 3. Im erſteren Falle wurde bei den früher erwähnten 
Berechnungen von 1872 und 1877 die durchſchnittliche 
Zahlungsdauer der Renten aus den Mortalitätstafeln von 
Déparcieux, Morgan, Brunes, Fare ſowie aus denjenigen 
der 17 engliſchen Geſellſchaften und der 20 engliſchen 
Geſellſchaften für die einzelnen Anſpruchsberechtigten wie 
folgt berechnet: 

für Witwen. . auf 30 Jahre —= 360 Monate, 


be 8... % N 
für Aſzendenten „ 14 „ = 168 5 
ui Invaliden „ 33 „ 396 K 


und wir werden bei vorliegender Berechnung dieſe Zahlen 
verwenden. Was die Verzinſung des Kapitals betrifft, 
jo möge ſie wieder wie auf S. 41 auf 3½ % jährlich an⸗ 
genommen werden. 


„ 


Unter den gemachten Vorausſetzungen erhalten wir 
alsdann mit Hilfe der Formel: 
FFF 
q* . Pxq 
wo S der Barwert einer vorſchüſſigen monat⸗ 
lichen Rente; 


n die Anzahl der Monate, während welcher 
die Rente bezahlt wird; 


r der Betrag der monatlichen Rente; 


p der monatliche Zinsfuß — 12 


3 
5 — Ki > 
folgenden Koſtenanſchlag (Einzelberehnungen ſ. Anhang): 
I. Renten der Hinterbliebenen: 
a) Für Witwen. . 111414000 Mk. 
b) für vaterloſe Kinder 25 464 000 „ 
c) für elternloſe Kinder 2048000 „ 
d) für Aſzendenten . 21964000 „ 160890000 Mk. 


II. Renten der Invaliden. . 490278000 „ 
zuſ.: 651 168 000 Mk. 


Das erforderliche Kapital, um beim Ausbruch eines 
Krieges den anſpruchsberechtigten Soldaten bezw. deren 
Hinterbliebenen eine angemeſſene Rente ſichern zu können, 
wäre alſo unter den gemachten Vorausſetzungen auf etwa 
650 Millionen Mark zu ſchätzen, und dieſer Betrag würde 
nach der Tabelle auf S. 42 bei einer jährlichen Anlage 
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von 10 Millionen Mark in etwa 34 Jahren erreicht 
werden. Seinerzeit würde alsdann nicht nur die Steuer⸗ 
kaſſe von unſerer Belaſtung befreit, ſondern es ſtünden 
jährlich noch 23 Millionen Mark an Zinſen aus dem 
angeſammelten Kapital zu anderweitiger Verfügung. 


Kurz gefaßt würde alſo unſer Vorſchlag lauten: 

„Als Ergänzung der Reichsgeſetze vom 31. Mai 
1901 und 31. Mai 1906 wäre mit Hilfe einer 
einzuführenden Wehrſteuer ein Fonds anzulegen, 
auf Grund deſſen allen Angehörigen der Unter⸗ 
klaſſen des Reichsheeres, der Kaiſerl. Marine und 
der Kaiſerl. Schutztruppen ſowie deren Hinter⸗ 
bliebenen im Kriegsfalle zu den in dieſen Geſetzen 
feſtgelegten Bezügen eine Zulage gewährt werden 
könnte, deren Höhe nach Beendigung der Feind— 
ſeligkeiten unter Berückſichtigung des Jahres⸗ 
einkommens des einzelnen Kriegsteilnehmers 
nach Maßgabe des jeweils vorhandenen an— 
geſammelten Kapitals einerſeits und der An⸗ 
zahl der Anſpruchsberechtigten andererſeits zu 
berechnen wäre“. 


Spezialdruckerei für Diſſertationen, Robert Noske, Borna⸗-Leipzig. 
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Lebenslauf. 


Geboren wurde ich, Guſtav Heinrich Hofmann, am 
1. September 1882 zu Stuttgart, als Sohn des inzwiſchen 
verſtorbenen Bezirksdirektors David Wilhelm Hofmann 
und ſeiner Ehefrau Emma, geb. Ludwig; ich bin evan⸗ 
geliſcher Konfeſſion und württembergiſcher Staatsan⸗ 
gehöriger. Nach Erlangung des Berechtigungsſcheines für 
den einjährig⸗freiwilligen Militärdienſt an der Ober⸗ 
realſchule zu Stuttgart war ich zunächſt 5 Jahre im Ver⸗ 
ſicherungsfache praktiſch tätig, ſtudierte alsdann 8 Semeſter 
Verſicherungswiſſenſchaft, und zwar abwechſlungsweiſe 
4 Semeſter an der Hochſchule zu Stuttgart, 3 Semeſter 
an der Univerſität Göttingen und 1 Semeſter in Erlangen. 
In Göttingen legte ich in den Sommern 1905 und 1906 
die beiden Prüfungen für Verſicherungsverſtändige, d. h. 
das adminiſtrative und das mathematiſche Examen ab, 
und nachdem ich im März 1908 an der Oberrealſchule 
zu Ulm a. D. als Extraner noch die Reifeprüfung nach— 
geholt hatte, brachte ich mit der Promotion meine Studien 
zum Abſchluſſe, um mich jetzt im Verſicherungsfache 
wieder praktiſch zu betätigen. 
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